
Fortsetzung der Konferenzsitzung 

am 28. Oktober 1937 naohm. 2 Uhr. 

Abwesend diieeAbg. Georg Vogt und Ferd. Risch 
nwý' w`ent' a obi Sie Tierärzte Dr. Matt und Dr. Ritter. 

Becklend. 
glaubt, dass Punkt 3 des Art. 2 des Gesetzes betr. die 

Bek 
, mPfung der Bang'sohen Krankheit eine Härte für die Vieh- 

händler insofern bedeute, als es für denselben umständlich sei, 

ei@h die bezßl. Atteste üNM zu besohaffen, 

1)r-Ritter bemerkt, daee im Notfall die Blutaaetreuehung auf eine 

einfachere und schnellere Art erfolgen könne. 

RQ 
. Chef regt an, den gesamten Viehstand zu untersuohen, man Mitte 

dann auch einen gewissen tieberbliek. 

D-Ritter regt an, man sollte die Oeffentliehkeit hinreichend 

durch die Presse etz. über die Gefährlichkeit der Bang'eohen 

'ankheit. aufklären. 
P? 'äsident regt die Durchführung der sereologischen Untersuche 

iM Inlande an. Dadurch ging es schneller und zugleich bliebe das 

Geld im Inlande. 

DýMatt Ec Dr. Ritte' sind der Aneicht, dass sich dies mit wenigen 

goeten machen lasee. Die Apparatur sei a. i2 so teuer. 

Sie werden beauftragt, sieh mit Dr. reueretein in I'eldkireh ins 

Benehmen 
zu setzen und baldigst der Regierung über die Kosten 

etz. zu berichten. 
Maar xer beantragt, dass solche Leute, die der Blutuntersuchung ZZZ= 
durch die inländischen Tierärzte keinen Glauben sohenken, diesel- 

be auf eigene Kosten in Bern oder Zürich untersuchen lassen . 
Allgemein herrscht die Meinung vor, dass die beiden Tierärzte 

eich in die Arbeit teilen. 

Bei Behandlung des Art. 4 regt Reg. Chef MMEUblU eine andere Fas- 

sung des Artikels an, indem die Höhe der Landesbeiträge vom Land- 

tage bestimmt wärdp.. 
Hinsichtlich des Sd21aohtzwanges herrscht keine einheitlich Mei- 

nung vor. Auoh ist man sich unter den Tierarzten nicht klar, ob 

zur Impfung oder zum Soachtzwvang geschritten werden soll. 

Dr. Schrdler beantragt ange*io ht der Verwirrungen auf diesem 

Gebiete der Bekämpfung dieser Seuche das Gesetz mehr im Sinne 

einer Prophylaxe auszubauen. 
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2ebßident 
macht den Antrag, das $otwendig Brecheinende in 

Beschlussform festzulegen und mit der Durchführung und Erlas- 

sung der bezüglichen Verordnungen die Regierung zu beauftragen, 

'OIXWM damit man sich in keiner Weise eine Blösse gebe. Erst 

auf Grund der keaachten Erfahrungen lasse sich schrittweise 

9prgehen. Atjoh in der Schweiz befasse sich die offizielle Ge- 

setzgebung noch nicht damit. Zum mindesten aber müsse die Seuche 

bekttmpft 
werden, da evtl. die Seuche auch für die Menschen eine 

Anateokung bilden könne. 

Dr"Sehädler 
glaubt, daes die Ansteckungsgefahr für die Menschen 

gering sei. 
joJ 1 ist nicht für eine Zwangsohlaohtung, aber solohen, die Tie- 

re Schlachten wollen, sollte eine Subvention gegeben werden. Ich 

Würde sowohl die Impfung, wie die Schlachtung subventionieren. 
21'äside nt beantragt, die Totaluntersuchung der gesamten Tierbe- 

Standes anzurodnen und dann habe man einen statue quo und könne 

Weitere zweckdienliche Schritte unternehmen, Es sei heute sehr 

Sehwer, die Höhe des zu gewährenden Kredites zu beetimmen. Wenn 

die Untersuchung durchgeführt iet, könnten die Tierärzte sagen, 

Welche Tiere geschlachtet werden müssen. Man könnte für solche 

i'iere die Subvention rückwirkend maohen, aber das Tier dürfte 

nur auf Anordnung der Tierärzte geschlachtet werden-Ich würde 

heute besohliessen, einen Kredit zur Verfügung zu etellen, aber 

Wie hoch er im einzelnen Falle sein eoll, wird sich erst später 

festlegen lassen. 

Ilarxer ist der Meinung, daas die bestellte Soh , tzungekommission ZZ= 
- 

Schon heute bestellt werden müsse. 
Der Landtag ist der Meinung, dass die Schiätzung jeweils durch 

die dreigliedrige Kommission vorgenommen werde. 

Art. S der Vorlage wird gestrichen. 
Bei Behandlung des Art. 6 beantragt fr. Ritter, daso die Desinfek- 

tion der versuchten Ställe überwacht werde. 

$eidegger beantragt, einen besonderen Desinfektor in jeder Gemein- 

de zu bestellen. 

ýrEaident stellt den Antrag, von dieser Gesetzesvorlage Abstand 
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Zu nehmen, da es immer noch nicht recht druckreif sei und die 
Meinungen 

stark auseinandergehen. Ich würde lediglich besohluss- 

'Weise die Anzeige- und Blutuntersuohungspflioht festlegen. 
Reg-Ghef 

und Biiohel sind für eine gesetzliche Verankerung des 

laudte, 
gsbeschlusses über die zu treffenden Massnahmen. Man ei- 

nigt Sich dann auf folgenden Gesetzestext: 

Gesetz 
betr. die Bekämpfung der Bang'schen Krankheit. 

Ich erteile dem nachfolgenden vom Landtage in seiner Sit- 

Zg vom 28. Oktober 1937 gefassten Beschlüsse Meine Zustimmung: 

Art. 1. 

Die Regierung wird beauftragt, zur Bekämpfung der Bang'sahen 
ý'ankheit ( aeuahenhaftee Verwerfen) des Rindviehes alle ihr 

e1'1'arderliehen Massnahmen zu txeffen. Inebesondere wird sie baauf- 
trag't 

1. } Die Bang'sohe Krankheit als anzeigepflichtig zu erkläre ný� 

2. ) Eine allgemein Blutuntersuchung bei allem über ein Jahr 

alten Rindvieh durchzuführen. 

Art. 2. 

Die Durchführung dieses Gesetzes und der von der Regierung erlas- 

senen Vorschriften obliegt dem Landestierarzte. 

Art. 3 . 
Widersetzlichkeiten werden mit Geldstrafen von Fre. 2o bis loco 

¬e det. Strafbehörde tot das Landgericht. 

Art. 4. 

Das Gesetz wird als dringlich erklärt und tritt sofort in Kraft. 

Vaduz, am 28. Oktober 1937 

Das Gesetz wird bei der Abstimmung einstimmig angenommen. 
Präsident 

bemerkt, dass alles ander im Verordnungswege geregelt wür- 

de-Wenn dann eine Uebersicht da sei, könnte man an die Bewilligung 

des Kredites sohreiten. Bis diese Uebersicht gewonnen ist, soll nicht 

Cesohlaohtet werden. 
Sodann wird das Protokoll der letzten Konferenzsitzung verlesen. 

P&&eeident: Wie ich aus dem Protokoll vernehme, ist die Gesohöfte- 

Ar 'ungekom: nission erhöht worden. Die Erweiterung derselben bedarf 
� 
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aber einer Abänd.: rung der Gesehi fteordnung. ES ist eine dauernde 

Einrichtung des Landtagee. Iah begrtisse diese Erweiterung, aber 

es musste nachträglich die Geaohäfteordnung abgeändert werden. 
Ferner ist ein weiterer Punkt des Protokollea, wozu i6k Stellung 

nehmen musa, die Ersatzwahl in die Zawenawerkkommission. Die Herren 

sind jedenfalls über den Fall des näheren aufgeklärt worden. Der 

Fall berührt mich persönlich etwae, Iah bin mit dem Landestechni- 

ker viel durch die Arbeiten verbunden. Ich muse deshlab für diesen 

das Wort ergreifen und auf Abklärung der Sache drän en. Diese hatte 

sollen erfolgen vor dieser Beschlussfassung. Ich finde, diese Wahl 

Ware nicht durchzuführen$gewesen. Ich möchte nioht, daee die Sache 

Wieder erwogen werde, nur das eine möchte Ich bitten, dase dahinge- 

hend beschlossen wird, daes die Abklärung des Fallesebenfalle ra- 

sohee tens erfolgen soll. Ich fühle mich verpflichtet , diese Bemer- 

ýung 
zu cnachen, weil sie mich indirekt auch berührt. Ich habe die 

4inung, 
daea an dem Fall nichts Unmoralisches haftet und nicht zu 

seiner Unehre endigen wird. Die Geschäftsprüfungekommiasion ist 

U. Unrecht mit der Untersuchung dieses Fallee betraut worden. Ich 

bitte 
, meine Worte nicht im Sinne eines Vorwurfes an den Landtag zu 

betrachten, 
aber die Umstände hätten eine Zurückhaltung in der Be- 

sohluesfaaeung gereehtfertigt. Iah möchte Im Interesse des Herrn 

Zandesteahnikere 
erauchen, dass dieser Fall möehlihet bald unter- 

sucht werde und dann dem Landtage Kenntnis der Untersuchung gege- 
ben werde. 
$atliner: Die Herren Abgeordneten sind jedenfalls nicht im Bilde. 

Wir haben die Akten von der Regierung erhalten und Ich habe selbst 

gefunden, daes wir nur vom Landtage einen Auftrag annehmen können. 

Ich habe bisher immer zurückgehalten mit der Behandlung. Mir ist 

es unangenehm. Wir sind nur Laien und verstehen nichts ton einem 
Riohteramt. wenn der Herr Präsident Gewicht darauf legt, daas man 

eg bald machen soll �dann geschieht es, wenn es vom Landtage ausgeht. 
2räaidentWenn der Landtag der Meinung iat, das der Fall im Sinne 

einer Vorbereitung studiert und dann weitergeleitet werde, dann 

bin ich einverstanden, aber über das ist nicht geredet worden. Die 

Gesohafteprtifungekommission ist nach meiner Meinung nichtzuatän- 
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dig-loh bin heute der Meinung, wenn der Landtag meint, die Ge- 

80häfteprüfungekommiseion soll den Fall behandeln, dann fasst 

man einen betreffenden Beschluss. Es soll untersucht werden im 

normalen Verfahren und von einer zuständigen Instanz. Der Be- 

8ohlUee ist gefasst worden in ungenii; ender Kenntnis Die Mateiºäe 

ißt nicht ganz einfaoh. Es(sind Sachen herumgeboten worden, die 

für den I. andesteohniker schwer beleidigend waren, 
-So 

ist meine 
J4einung, 

aber ich behalte mir jedes Urteil vor. Aber ish fühle 

mich verpfliohtet, Landosteohniker insofern in Schutz zu nehmen, 

äLILG ich dies kann. Es sollte eine rascheste Abklärung stattfindeh. 

Es wäre schön gewesen, wenn man hc; tte sagen können, so und so ist 

der Fall gewesen und etwas Ungehöriges ist nicht dabei und wir 

bitten Sie, die Demission zurückzunehmen. Ioh habe die Meinung, er 

hat fest gearbeitet für das Land und die Untersuchung ist eine 

kitzelige Sache. Die Untersuchung muss sich über die ganze Ce- 

ßChättsgebahrung erstrecken. Ich mochte nicht irgend etwas gross- 

ziehen, waa nicht in Ordnung ist, Ioh bitte den I, andtag, zuentzlioh 

Beaohluss 
zu fassen, dass dieser Fall bald abgeklärt werde. 

Dr"So1i dler: Ich m uhte die Ausführungen des. Präsidenten wärm- 

ßtens unterstützen und erwähnen, wie peinlich es ist für einen 
heamten, der seiner Meinung nach seine Arbeit zur vollen Zufrieden- 

heit getan hat, wenn ihm solche Anwürfe entgegengebotezi-, -werden, 
die fast ins Rozpanhafte gehen, Die Untersuchung soll, sei es durch 

die Gesohä. ftsprüfungskommieeion oder durch eine andere Stelle, sine 
Ira et studio durchgeführt werden. Sonet muss er es immer mit sich 
tragen, dass ihn der eine oder andere schief anschaut. Jeder wird 
überzeugt eein, dase der Landeatechniker zum Nutzen und Vorteil 

des Landes vieles geleistet hat und diese Leistung soil in der 
Weise reapektiertvwerden, dass man für eine baldige Abklärung des 
beiträgt. 

$üchel: Dass der Fall abgeklärt werde, glaube ich, sind alle dafür. 

Ob die Regierung über ihre Kompetenz hinausge; ange: .. 
iet, weise ich 

nicht bezw. ist nicht in meiner Absicht gelegen gewesen. Wir haben 

die Sache 2-3mal in Bausch und Bogen besproohen. Die Regierung hat 

quoh nicht die Zeit, sioh mit solchen Sachen abzugeben. Weil im Sta- 
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tut des Lawenawerkee ein Passus von der Gesohaftsprtifungekommission 

Btand. haben wir die Angelegenheit dieser überwiesen. Ich hätte lie- 

ber gehabt, wenn der Herr Reg. Chef bei dieser Besprechung dabei ge- 

wesen Wäre. 
Pr3. dent: Sta. tutengemäes gehört es nicht dorthin. Ee kann diese 
gcmMission 

damit betraut werden durch Beschluss. und ich würde 

diesen Beechlueo fassen, da82 die Geschttteprüfungekommission den 

p811 
prüfe, 

a-ýel?, ý4`ae meine persönliche Ansicht anbelangt, so wird keiner den 

1ancleateohniker 
mehr in Schutz nehmen als ioh. Ioh bin der letzte, 

der nur auf Gerüchte hin ihn verdächtigen will und mir liegt da- 

der Fall abgeklärt werde, Ich habe nie im geringsten einen 
verdacht 

gehabt und bis das Gegenteil bewiesen ist. beeteht diese 

meine Meinung, 
$atý-. xýer: Toh habe als Prasident der Kommission vor etwa 3 Wochen 

ein Schreiben vom Lawenawerk bekominen, dae darauf dr&ngt, dass der 
Pe'11 

abgeklärt werde. Ich habe aber zurüakgeeohrieben, da$e wir vom 
IaWenawerl: 

e keine Anträge entgegennehmen und habe es zurückgewiesen. 
Arm4ýäent 

: Haoh. dem die Oesoh fts, prüfungskommisaion den Fall in Hän- 
de, a hat, k3nnte sie die geeignete Stelle sein, den Fall zu untersuchen. 
I'3h 

möchte den Antrag stellen, die Gesohäfteprüfungskommissiori mit 
der prüfung des Falles zu beauftragen und ehestens dem Landtage 

'O Ergebnis Kenntnis zu geben, Landeateohniker Vogt kann sich heute 

licht wehren, weil keine Abklärung des Falles erfolgt ist. Ioh habe 

gegen den grössten Freund und Feind die gleiche Einstellung, dass 
die Abklärung erfolgt und dann kann man sich entspreohdn einstellen. 
Dieser 

Beaohluas hatte nach keiner Seite hin etwas Verletzendes* 
kir 

persönlich liegt daran, weil das Arbeitavex'hfiltnis und das per- 
egnliohe Verhältnis mir nahelegon, dxn Mann in Schutz zu nehmen, ao- 
lange 

es geht. Eine Abklärung sind wir ihm echuldig, dase er nicht 
%ereohtfertigt diesen oder jenen Vorhalt einste_ th y{ muss. 
$e°k'and: 

Wir haben uns einmal mit dem Falle befasst und auch 
den Verwalter kommen lassen. Wir haben alle die gleiche Meinung, daes 

aue einer klönen Sache ein grosses Tier geworden ist. Wir müssten 

nun auch noch den Landesteohniker kommen laseen, der damals fort war. 
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Vogt Basil: Ich habe nur eines zu erwihnen, dass es bedauerlich 

ißt 
, dass man den Urheber vor Gericht nimmt und dann mit Jubel 

erkl rt, ee hat sich verjährt,. Aus dem sieht man, was es ist. 

2räsident: Ich veretehe, dass Sie Anteil nehmen, aber der Landtag 

darf aus keiner Aeusserung eine gefiihlsmässige Stellun zum Fall 

nehmen. 

Darum möchte ich den Antrag formell stellen, dass man die Un- 

tereuohUng des Falles und zwar soll dieselbe rasohmägliohet er- 

folg®n, der Geschäfteprüfungekommiseion überträgt. 

Die Abstimmung erfolgt einstimmig i. n Sinne dieses 

Antrage8 ; 

Sohlusa der Sitzuni 6 Uhr. 

Konfercnzaitzunge-Prokoll 

T. 
".. 

f 

fýý 

VO 4. November 1937 

Vorg 
. nkkg der öffentl. 4itzung fand eine kurze Eonfereneeitzung 

etatt, bei wel0her Reg. ahef bemerkte, daser. id`in Einbürgerungegeeuoh 
dee Dr. Altred Merton und eeirie; c Ehe. frt u Kiothilde vorliege. Die Ge- 

euoh8unr. erlagen seien in Ordnung und eia würde eioh darum handeln, 

einen bedingten Beaohlues herbeizuführen und der Aufnahme zuzuatim- 

men mit der Maaegabe,, aaes später der Fall dem Landtage noch einmal 

Zur Kenntnis gebracht werde. 
Der Land, t g stimmt der Aufnahme der Neubürger zu mit dem Vorbe- 

halte. daäs* der Fall durch die Regierung überprüft und später dem 

Z dtage noch einmal Kenntnis gegeben werde. 
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